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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 120. Sitzung am 
24. Juni 1960 beschlossene Gesetz zur Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes — Drucksachen 1423, 1893 — wird nach Maß- 
gabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist, 


Bonn, den 19. Oktober 1960 
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Dr. Schäfer 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Änderungen des Gesetzes zur Änderung 
des Wehrpflichtgesetzes 

Zu Artikel 1 

1. Nr. 7 Buchstabe b (§ 11 Abs. 2) 

In § 11 Abs. 2 am Ende wird vor dem Wort 
„Sohn" das Wort „lebende" eingefügt. 

2. Nr. 13 (§ 18 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3) 

Nr. 13 wird wie folgt gefaßt; 

,13. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 ist statt auf § 5 Abs. 2 
Satz 2 auf § 5 Abs. 5 Satz 1 zu verweisen. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Landesregierung bestimmt 
durch Rechtsverordnung die Beschluß- 
organe der kreisfreien Städte und Land- 
kreise, die die ehrenamtlichen Beisitzer 
binnen drei Monaten nach Mitteilung der 
erforderlichen Zahl der Beisitzer wählen."' 

3. Nr. 20 (§ 26 Abs. 3 Satz 5) 

In § 26 Abs. 3 wird Satz 5 wie folgt gefaßt: 

„Aus jeder kreisfreien Stadt und jedem Land- 
kreis sind von den durch Rechtsverordnung der 
Landesregierung bestimmten Beschiußorganen 
mindestens zwei Beisitzer zu wählen." 

4. Nr. 23 (§ 33 Abs. 6 Satz 1) 

In § 33 Abs. 6 wird Satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Die ehrenamtlichen Beisitzer in^ den Muste- 
rungs- und Prüfungskammern werden von den 
durch Rechtsverordnung der Landesregierung be- 
stimmten Beschiußorganen der im Bereich des 
Bezirkswehrersatzamtes gelegenen kreisfreien 
Städte und Landkreise binnen drei Monaten nach 
Mitteilung der erforderlichen Zahl der Beisitzer 
gewählt." 
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